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Bekanntmachung 

Nachbarbeteiligung durch öffentliche Bekanntmachung der Baugenehmigung gemäß 

Art. 66 Abs. 2 Satz 4 der Bayer. Bauordnung (BayBO) 

Umbau und energetische Sanierung des bestehenden Zweifamilienhauses und Erweiterung 

auf insgesamt drei Wohnungen in Deggendorf, Hirzau 106, auf dem Grundstück Fl. Nr. 

472/11 der Gemarkung Schaching; 

Baugenehmigungsbescheid der Stadt Deggendorf vom 17.11.2022 – SG 40/ Ei-he (Bauplan-

Nr. B-2022-160) 

 

 
 

1. Mit Bescheid der Stadt Deggendorf vom 17.11.2022 – SG 40 /Ei-he (Bauplan-Nr. B-2022-

160) wurde der Umbau und die energetische Sanierung des bestehenden 

Zweifamilienhauses und die Erweiterung auf insgesamt drei Wohnungen  in Deggendorf, 

Hirzau 106, auf dem Grundstück Fl. Nr. 472/11 der Gemarkung Schaching erteilt.  

2. Der Bescheid enthält als Nebenbestimmungen Auflagen und Bedingungen, die unter 

Ziffer II. des genannten Bescheides festgesetzt sind. 

3. An dem Verfahren sind mehr als 20 Nachbarn beteiligt. Gem. Art. 66 Abs. 2 Satz 4 BayBO 

wird die Zustellung nach Art. 66 Abs. 1 Satz 6 BayBO durch die öffentliche Bekanntmachung 

im Amtsblatt der Stadt Deggendorf ersetzt. 

4. Die Zustellung gilt mit dem Tag der Bekanntmachung, das ist der 25.11.2022, als bewirkt 

(Art. 66 Abs. 2 Satz 6 BayBO). 
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5. Alle Beteiligten gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 BayBO können bei der Stadt 

Deggendorf, Franz-Josef-Strauß-Straße 3, 94469 Deggendorf, Sachgebiet 40/Bauver-

waltungs- und Bauordnungsamt, Zimmer 219 (Tel. 0991/2960 442) bis zum Ablauf der 

Klagefrist, das ist der 27.12.2022, während der allgemeinen Öffnungszeiten den 

Genehmigungsbescheid sowie die Planunterlagen einsehen (aufgrund der aktuellen Lage 

ist eine Akteneinsicht nur mit vorhergehender Terminvereinbarung möglich). 

 

Die Öffnungszeiten sind: 

Montag bis Freitag 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 

Montag, Dienstag und Donnerstag zusätzlich 13:00 Uhr bis 16:00 Uhr 

Mittwoch Nachmittag  nur nach Vereinbarung 

 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben 

werden bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, Postfachanschrift: Postfach 

11 01 65, 93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, schriftlich, zur 

Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder elektronisch in 

einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form. 

 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Stadt Deggendorf) und den Gegenstand des 

Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 

dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 

Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einlegung 

oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

• Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 

keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von 

Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungs-

gerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de). 

• Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der 

Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 

Deggendorf, 21.11.2022 

 

gez. 

 

Dr. Christian Moser 

Oberbürgermeister 
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 Amt für Ländliche Entwicklung Niederbayern 

 

   

   
 
 

 
 

       

     
 
Dorferneuerung Fischerdorf 
Große Kreisstadt Deggendorf, Landkreis Deggendorf 

Gz. B2 - V 7566 

S c h l u s s f e s t s t e l l u n g  

Das Verfahren Fischerdorf wird abgeschlossen (§ 149 Flurbereinigungsge-

setz). 

Die Ausführung nach dem Flurbereinigungsplan ist bewirkt. Den Beteiligten 

stehen keine Ansprüche mehr zu, die im Flurbereinigungsverfahren hätten 

berücksichtigt werden müssen. 

Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft Dorferneuerung Fischerdorf 

sind abgeschlossen. Die Teilnehmergemeinschaft erlischt mit der Zustel-

lung der unanfechtbar gewordenen Schlussfeststellung. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Beschluss kann innerhalb eines Monats nach dem ersten 

Tag der öffentlichen Bekanntmachung Widerspruch beim 

Amt für Ländliche Entwicklung Niederbayern 

Dr.-Schlögl-Platz 1, 94405 Landau a.d.Isar 

(Postanschrift: Postfach 69, 94401 Landau a.d.Isar) 

eingelegt werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung 

Die Einlegung des Widerspruchs ist schriftlich, zur Niederschrift oder elek-

tronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen Form möglich. Die 

Einlegung eines Widerspruchs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen 

und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen!  
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Hinweis: 

 Diese Schlussfeststellung kann innerhalb von vier Monaten 

nach dem Zeitpunkt dieser öffentlichen Bekanntmachung 

auch auf der Internetseite des Amtes für Ländliche Entwick-

lung Niederbayern auf der Seite Projekte in Niederbayern 

unter 

 

„Öffentliche Bekanntmachungen in Flurneuordnungen und 

Dorferneuerungen“ eingesehen werden.  

(https://www.ale-niederbayern.bayern.de/132623) 

 

Landau a.d.Isar, 21.11.2022 

gez. Hans-Peter Schmucker 

Amtsleiter 
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Bekanntmachung einer Auslegung in einem Amtsblatt 

Stadt Deggendorf 

 

Flurneuordnung Aholming 4 

Gemeinde Aholming, Oberpöring und Otzing, Stadt Plattling, Landkreis Deggendorf 

Flurbereinigungsbeschluss 

Bekanntmachung 

Das Amt für Ländliche Entwicklung Niederbayern hat mit Flurbereinigungsbeschluss 

vom 11.11.2022 das Verfahren Aholming 4 - Regelverfahren - angeordnet. 

Der Flurbereinigungsbeschluss und eine Gebietskarte sind in der Verwaltung der 

Stadt Deggendorf, Franz-Josef-Strauß-Str. 3, 94469 Deggendorf, vom 12.12.2022 mit 

12.01.2023 ausgelegt und können dort während der Dienststunden eingesehen wer-

den. 

 

Der Flurbereinigungsbeschluss und die Gebietskarte können inner-

halb von vier Monaten nach dem Zeitpunkt dieser öffentlichen Be-

kanntmachung auch auf der Internetseite des Amtes für Ländliche 

Entwicklung Niederbayern unter dem Link „Einleitung und Änderung 

des Verfahrensgebietes“ eingesehen werden 

(https://www.ale-niederbayern.bayern.de/132623/). 

 

Deggendorf, 24.11.2022 

gez. 

Dr. Christian Moser 
Oberbürgermeister 
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Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt Würzburg, 22.11.2022 
Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde Telefon: 0228 7090-3597 
Wörthstraße 19, 97082 Würzburg  
3600P-143.3-Do/90 
 
 
 
 
Bundeswasserstraße Donau; 
Planfeststellungsverfahren für  
den Ausbau der Wasserstraße und die Verbesserung des Hochwasserschutzes 
Straubing – Vilshofen, Teilabschnitt 2: Deggendorf – Vilshofen, 
Donau-km 2282,5 bis 2249,9 
 
Erste Planänderung von Mai 2022 

 
 

Bekanntmachung 
 

über die Erörterungstermine  

I. 
 
Gemäß § 14a Bundeswasserstraßengesetz (WaStrG) in Verbindung mit § 73 Abs. 6 Satz 1 Ver-
waltungsverfahrensgesetz (VwVfG) sind die rechtzeitig gegen einen Plan erhobenen Einwendun-
gen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von anerkannten Vereinigungen nach § 73 Abs. 
4 Satz 5 VwVfG sowie die Stellungnahmen der Behörden mit dem Träger des Vorhabens, den 
Behörden, den Betroffenen sowie denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen 
abgegeben haben, zu erörtern. 
Gemäß § 5 Gesetz zur Sicherstellung ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG –) werden die Erör-
terungstermine als Online-Konsultation (§ 5 Abs. 2 und 4 PlanSiG) und Videokonferenz (§ 5 Abs. 
5 PlanSiG) durchgeführt. 
 

I.A. 
 

Durchführung der Videokonferenzen 
 
Das gemäß § 5 Abs. 5 Satz 1 PlanSiG zur Durchführung einer Videokonferenz notwendige Ein-
verständnis seitens der zur Teilnahme Berechtigten wurde mit Schreiben der Planfeststellungsbe-
hörde vom 02.11.2022 abgefragt.  
 
Für nachstehend aufgeführte Teilnahmeberechtigte sind am Donnerstag, den 15.12.2022   
folgende Einzeltermine vorgesehen: 
 
 
 

 
Träger öffentlicher Belange / 

anerkannte Vereinigung i.S.v. § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG 

Beginn der Videokonferenz 
Uhrzeit 

Bezirk Niederbayern 
Fachberatung für Fischerei 

9.00 Uhr 

Landesfischereiverband Bayern e.V. 9.00 Uhr 
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Träger öffentlicher Belange / 

anerkannte Vereinigung i.S.v. § 73 Abs. 4 Satz 5 
VwVfG 

Beginn der Videokonferenz 
Uhrzeit 

BUND Naturschutz in Bayern e.V. 
Landesfachgeschäftsstelle München 

13.30 Uhr 

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. 
Bezirksgeschäftsstelle Niederbayern  

13.30 Uhr 

 
Über die Videokonferenz wird ein Protokoll geführt. 
 
 

I.B. 
 

Durchführung der Online-Konsultation 
 
Zusätzlich zu vorgenannten Videokonferenzen ist für diejenigen Teilnehmenden, welche für die 
Durchführung der Videokonferenzen nicht ihr Einverständnis erteilt haben, die Durchführung einer 
Online-Konsultation geplant. Diese findet statt im Zeitraum vom 06.12.2022 bis einschließlich 
zum 22.12.2022.   
 
Den zur Teilnahme Berechtigten werden die sonst im Erörterungstermin zu behandelnden Infor-
mationen im oben genannten Zeitraum über die Internetseite 
https://www.gdws.wsv.bund.de/SharedDocs/Planfeststellungsverfahren/DE/600_Donau_ 
Deggendorf_Vilshofen.html zugänglich gemacht. Da es sich bei der Online-Konsultation um ein 
nicht öffentliches Anhörungsverfahren handelt, ist der Zugang zu den zur Verfügung gestellten 
Unterlagen passwortgeschützt. Die Zugangsdaten werden den Teilnahmeberechtigten persönlich 
übermittelt. Eine unbefugte Weitergabe oder Veröffentlichung der Zugangsdaten ist nicht gestattet. 
 
Innerhalb der oben genannten Frist, spätestens bis zum 22.12.2022, haben die Teilnahmebe-
rechtigten die Möglichkeit, sich zu den Informationen schriftlich (Generaldirektion Wasserstraßen 
und Schifffahrt, Wörthstraße 19, 97082 Würzburg; Telefax: 0228/7090-9016) oder elektronisch 
(E-Mail an: wuerzburg.gdws@wsv.bund.de, De-Mail an: gdws@wsv.de-mail.de beziehungs-
weise: Planfeststellung.GDWS‐WUE@WSV.DE‐Mail.de) zu äußern. Eine Übermittlung als De-
Mail erfordert die Nutzung eines personalisierten De-Mail-Benutzerkontos. 
 
Damit der Träger des Vorhabens hierauf entsprechend reagieren kann, werden die Äußerungen 
von der Anhörungs- und Planfeststellungsbehörde innerhalb der Online-Konsultation zur Erstel-
lung entsprechender Gegenäußerungen umgehend an den Träger des Vorhabens weitergeleitet. 
Vom Träger des Vorhabens erstellte Gegenäußerungen werden den Teilnahmeberechtigten eben-
falls innerhalb des Konsultationszeitraumes zugeleitet, um ihnen während des gesamten Zeitrau-
mes die Möglichkeit zu geben, mit dem Träger des Vorhabens über die Planfeststellungsbehörde 
im Austausch zu stehen. Damit diese Möglichkeit eines schriftlichen Dialogs mit dem Träger des 
Vorhabens eingeräumt werden kann, wird um möglichst zeitnahe Rückmeldung gebeten. Mit Ab-
lauf der Online-Konsultation endet auch die Möglichkeit des Austausches von Stellungnahme und 
Gegenstellungnahme. 
 
Eine Wiederholung der bereits vorgebrachten Argumente in der Online-Konsultation ist nicht erforderlich.  
 
Mit der Möglichkeit zur erneuten Äußerung im Rahmen der Online-Konsultation wird keine neue, 
zusätzliche Einwendungsmöglichkeit eröffnet.  
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II. 
Es wird auf Folgendes hingewiesen: 
 
1. Weder die Teilnahme an der Videokonferenz noch die Teilnahme an der Online-Konsultation 

ist verpflichtend. Die fristgerecht eingegangenen Stellungnahmen und Einwendungen bleiben 
auch bei Nichtteilnahme in vollem Umfang bestehen. In diesem Fall prüft und entscheidet die 
Planfeststellungsbehörde im Planfeststellungsbeschluss über die vorgetragene Stellungnahme 
bzw. Einwendung auf Grundlage deren Inhalts. 

 

2. Die Beteiligten können sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen und sachkundige Personen 
zu ihrer Unterstützung beiziehen. Die Vollmacht für die Vertretung im Rahmen der Videokonfe-
renz kann der Planfeststellungsbehörde entweder schriftlich oder elektronisch übermittelt wer-
den.  
Auslagen, die hierdurch oder sonst anlässlich der Wahrnehmung des Termins entstehen, wer-
den nicht erstattet.  

 
3. Zur Teilnahme an der Online-Konsultation berechtigt sind auch sonstige Betroffene, deren Be-

lange durch die Vorhaben berührt werden. Diese können unter Angabe der Betroffenheit den 
Zugang zur Online-Konsultation rechtzeitig vor Beginn der Äußerungsfrist schriftlich oder elekt-
ronisch bei der Planfeststellungsbehörde beantragen. Diese Möglichkeit besteht auch für Teil-
nahmeberechtigte, die auf das Schreiben der Planfeststellungsbehörde vom 02.11.2022 keine 
Rückmeldung gegeben haben. 
 

4. Die geänderten Planunterlagen können auf der Homepage der Planfeststellungsbehörde 
(https://www.gdws.wsv.bund.de/SharedDocs/Planfeststellungsverfahren/DE/600_Donau_ 
Deggendorf_Vilshofen.html) eingesehen werden.  

 
5. Mit dem Abschluss der Videokonferenz bzw. dem Ende der Online-Konsultation ist das Anhö-

rungsverfahren für die Teilnahmeberechtigten des mit dieser Bekanntmachung angekündigten 
Erörterungstermins beendet. Hiervon ausgenommen sind die Stellungnahmen des Landes 
Oberösterreich (Amt der Oberösterreichischen Landesregierung), für welche die Erörterung zu 
einem späteren Zeitpunkt geplant ist. 
 

6. Beteiligte, die aufgrund von Hör- und/oder Sprachbehinderungen die Bereitstellung geeigneter 
Kommunikationshilfen wünschen, werden um rechtzeitige Information vor dem Termin an die 
Generaldirektion Wasserstraßen und Schifffahrt, Wörthstraße 19, 97082 Würzburg gebeten. 
Kommunikationshilfen werden kostenfrei bereitgestellt. 

 
7. Die Behörden und anerkannten Vereinigungen i. S. von § 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG und diejeni-

gen, die Einwendungen erhoben haben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben oder sich zu 
dem Vorhaben geäußert haben, werden zu der Erörterung gesondert schriftlich geladen.  
Die Bekanntmachung steht auch im Internet unter der Adresse  
https://www.gdws.wsv.bund.de/SharedDocs/Planfeststellungsverfahren/DE/600_Donau_ 
Deggendorf_Vilshofen.html zur Verfügung. Im Übrigen wird auf die Veröffentlichung dieser Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Stadt Deggendorf, Amtsblatt der Stadt Passau und in den Ta-
geszeitungen Deggendorfer Zeitung, Osterhofener Zeitung, Plattlinger Zeitung, Vilshofener An-
zeiger, Plattlinger Anzeiger und im Donau-Anzeiger hingewiesen. 

 

8. Aufgrund der EU-Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) wird darauf hingewiesen, dass im 
Rahmen des o.g. Planverfahrens von der Planfeststellungsbehörde ermittelte, vom Träger des 
Vorhabens übermittelte oder in Einwendungen mitgeteilte personenbezogene Daten (z.B. 
Name, Adresse, Betroffenheit etc.) ausschließlich für das Planfeststellungsverfahren erhoben, 
gespeichert und verarbeitet werden. Die personenbezogenen Daten werden benötigt, um den 
Umfang der Betroffenheit beurteilen zu können und ein ordnungsgemäßes Planverfahren 
durchzuführen. Die personenbezogenen Daten werden ggf. an den Vorhabenträger und die für 
diesen tätigen Dritte weitergereicht. Es handelt sich um eine erforderliche Verarbeitung gemäß 
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Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. e) DSGVO. Für weitere Einzelheiten wird auf die „Hinweise zum Daten-
schutz in der Planfeststellung“ auf der Internetseite https://www.gdws.wsv.bund.de/ 
DE/wasserstrassen/planfeststellung/Datenschutz_Planfeststellung.html verwiesen. 
  

Im Auftrag 
 
 
gez. Welte  
(Oberregierungsrätin) 
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